
Ad
ob

e 
St

oc
k 

44
67

94
75

3 
©

 O
liv

er
 B

oe
hm

er
 –

 b
lu

ed
es

ig
n®

	 Abtreibungs-Urteil des Bundesgerichts: eine fatale Signalwirkung� 3
	 Ein Update zu den Internationalen Gesundheitsvorschriften und zum Pandemievertrag� 4
	 Bundesrat als Erfüllungsgehilfe der Transplantationslobby� 7
	 In der Selbstmordkapsel «Sarco» wird es zuerst kalt� 10

 Human Life International� Schweiz | Nr. 123 | Oktober 2024

Lebensrecht unter dem Hammer
des Bundesgerichts
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Editorial
Ja, es gibt sie, die positiven Nachrichten zum Lebensschutz! 

Am 14. September nahmen 1'600 Lebensschützer am Marsch fürs 
Läbe in Zürich teil, u.a. mit Weihbischof Marian Eleganti. Damit ist 
die Zahl der Teilnehmer gegenüber dem Vorjahr angestiegen. Eine 
Woche später fanden in Berlin und Köln ebenfalls solche Veranstal-
tungen statt. Je rund 4'000 haben in den beiden Städten für das 
Lebensrecht demonstriert. An der Kundgebung in Berlin nah-
men die katholischen Bischöfe Rudolf Voderholzer (Regensburg) 
und Gregor Maria Hanke (Eichstätt) teil, ferner die Weihbischöfe 
Matthias Heinrich (Berlin), Josef Graf (Eichstätt) und Florian Wörner 
(Regensburg). Weihbischof Dominikus Schwaderlapp aus Köln 
beteiligte sich am dortigen Marsch. Im Vorfeld hatte der Vertreter 
des Papstes in Deutschland, Erzbischof Nikola Eterovic, ein Gruss-
wort an die Teilnehmenden gerichtet.  

Aber auch von negativen Nachrichten ist zu berichten. Wie not-
wendig der Einsatz für den Lebensschutz ist, zeigt der erste Artikel 
dieser Ausgabe von unserem Vizepräsidenten Niklaus Herzog. 
Er analysiert ein fatales Fehlurteil des Bundesgerichtes, das vor 
kurzem veröffentlicht wurde. Ein Mann reichte eine Strafanzeige 
gegen seine damalige Freundin ein, die ihr gemeinsames Kind 
gegen seinen Willen in der 15. oder 16. Schwangerschaftswoche 
abtreiben liess. Das Bundesgericht hat die Strafanzeige abgewiesen 
und untergräbt damit nicht nur das zentrale Menschenrecht auf 
Leben, das gemäss der Bundesverfassung geschützt ist, sondern 
verstösst auch gegen die Gleichberechtigung.

Weiter geht es mit einem Artikel der Juristin Andrea Staubli, 
die uns auf den aktuellen Stand betreffend des Pandemievertra-
ges und der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) der 
WHO bringt. Es gilt zu verhindern, dass der Bundesrat die beiden 
höchst bedenklichen internationalen Rechtsvorschriften, welche 
die Meinungsfreiheit in der Schweiz bedrohen, einfach so als «Soft 
Law» durchwinkt. Statt dessen muss das unbedingt im Parlament 
behandelt und abgelehnt werden. Das «Aktionsbündnis freie 
Schweiz» (ABF) setzt sich dafür ein. Dafür sind wir dieser neuen 
Organisation dankbar.

HLI-Schweiz hat eine Stellungnahme zur Vernehmlassung 
der Transplantationsverordnung verfasst und lehnt diese ab. Der 
Bundesrat hört offensichtlich auf die Transplantationslobby und 
ignoriert seit Jahren die bestens begründeten ethischen Bedenken, 
welche gegen die Organentnahme nach Herz-Kreislaufstillstand 
sprechen. Der Bundesrat hat eben im Parlament die elektronische 
ID (E-ID) durchgebracht, welche noch in einer Volksabstimmung 
im Jahr 2021 mit fast 2/3 Mehrheit abgelehnt wurde. Es ist geplant, 
dass die Widerspruchsregelung im Jahr 2026 in Kraft tritt, wenn das 
Organspenderegister mit der E-ID funktioniert. Unabhängig davon 
ist es sehr wichtig, sich selber Gedanken über die Organspende am 
Lebensende zu machen und seinen dokumentierten Entscheid bei 
sich zu tragen.

Mit dem letzten Artikel erfahren Sie einige Hintergrundinfor-
mationen über die Selbsttötungskapsel «Sarco», die in den letzten 
Monaten für Schlagzeilen gesorgt hat.
� Pfr. Dr. Roland Graf
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Abtreibungs-Urteil des Bundes-
gerichts: eine fatale Signalwirkung
Das Bundesgericht verwehrte das Klagerecht einem Mann, der eine 
Spätabtreibung verhindern wollte, obwohl er davon direkt betroffen 
war. Auf der Strecke bleiben das Recht auf Leben und die Gleich-
berechtigung. 

Niklaus Herzog

Von einem Fehlurteil, ja sogar von einem Skandalurteil war 
die Rede in der jüngsten Ausgabe des Vereins Mamma 
(mammainfo Nr. 4/2024). Um was geht es? Mit Urteil vom 
26. Juni 2024 hatte das Bundesgericht in Fünfer-Besetzung 
die Strafanzeige eines Mannes aus dem Kanton Freiburg 
abgewiesen. Dieser hatte Strafklage eingereicht, weil sei-
ne ehemalige Freundin das gemeinsame Kind entgegen 
seinem Willen in der 15. oder 16. Schwangerschaftswoche 
abtreiben liess. Gemäss aktuell geltendem Recht bleibt ein 
Schwangerschaftsabbruch straflos, wenn eine Frau inner-
halb von 12 Wochen seit der letzten Periode geltend macht, 
dass sie sich in einer Notlage befinde. Der Standard-Kom-
mentar zum Strafgesetzbuch (hrsg. von Andreas Donatsch) 
hält dazu fest: «Sie (d.h. die schwangere Frau) muss die-
se weder umschreiben noch begründen…die ungewollt 
schwangere Frau befindet sich per se in einer Notlage.»

Man muss diesen Satz zweimal lesen: Ein subjektives 
Recht einfordern zu können, ohne es begründen zu müs-
sen. Wir haben es hier mit einem juristischen Kurzschluss zu 
tun («ungewollt schwanger = automatische Notlage»). Die 
vermeintliche Schutzklausel zugunsten des ungeborenen 
Lebens verkommt so zur blossen Worthülse. Ehrlicher wäre 
es gewesen, man hätte den Schwangerschaftsabbruch in 
den ersten 12 Monaten bedingungslos 
für straffrei erklärt, statt die Bevölke-
rung mit einer verbalen Nebelpetarde 
hinters Licht zu führen.

Vorliegend fand die Abtreibung in 
der 15. oder 16. Schwangerschafts-
woche statt. Für eine Abtreibung in 
diesem Stadium ist gemäss Art. 119 
Abs. 1 Strafgesetzbuch der Nachweis 
einer schweren Notlage erforder-
lich. Das Urteil des Bundesgerichts 
erwähnt nicht, worin die Schwere 
dieser Notlage bestand und wer sie 
bescheinigt hatte (es muss ein Arzt 
oder eine Ärztin sein). Gravierender 
ist der Umstand, dass dem Kläger, 
dem Vater also, jegliches Mitspra-
cherecht betreffend Abtreibung bzw. 
eben Nicht-Abtreibung in diesem 

fortgeschrittenen Stadium der Schwangerschaft abgespro-
chen wurde. Begründung des Bundesgerichts: Gemäss 
Konzeption des Zivilgesetzbuches beginnt die Persönlich-
keit mit dem Leben nach vollendeter Geburt und endet mit 
dem Tod. Daraus lasse sich schliessen, dass ungeborenes 
Leben keine Persönlichkeit im Rechtssinne besitze. Werde 
ungeborenes Leben im Mutterschoss durch einen Schwan-
gerschaftsabbruch beendet, könne es demzufolge gemäss 
Art. 31 Zivilgesetzbuch «niemals Persönlichkeit erlangen». 
Daraus folgert das Bundesgericht: Der Beschwerdeführer 
sei weder Träger des geschützten Rechtsgutes noch könne 
er mangels Opfereigenschaft des ungeborenen Lebens als 
dessen Angehöriger gelten. Es sei ihm deshalb diesbezüg-
lich jedes Klagerecht verwehrt.

Ein ungeborenes Kind ist kein Kind

Der erwähnte Strafrechtskommentar ergänzt: «Strafrecht-
lichen Schutz geniesst ausschliesslich der Mensch, nicht 
aber etwa das ungeborene Kind.» Man lese genau: Unge-
borenes menschliches Leben wird zwar ausdrücklich als 
«Kind» bezeichnet, eben dieses Kind soll aber trotzdem 
kein Mensch sein. Gesunder Menschenverstand kann da 

ab solcher Begriffsjurisprudenz nur 
noch den Kopf schütteln. Schon die 
alten Römer hatten die Erfahrung 
gemacht: «Summum ius – summa iniu-
ria»: Auf die Spitze getriebenes Recht 
wird höchstes Unrecht.

Zwar ist das Bundesgericht an die 
Bundesgesetze gemäss Art. 191 Bun-
desverfassung grundsätzlich gebun-
den. Dies hätte es jedoch nicht davon 
abhalten dürfen, die den Bundesge-
setzen übergeordneten Bestimmungen 
der Verfassung mit zu berücksichtigen 
und in die Urteilsfindung einfliessen zu 
lassen. So hält Art. 10 Bundesverfas-
sung ausdrücklich fest: «Jeder Mensch 
hat das Recht auf Leben.» Mamma-info 
hält fest: «Bei der Totalverfassung der 
Bundesverfassung im Jahr 1999 wurde 

Bundesgericht in Lausanne. 
� Wikimedia Commons © Norbert Aepli
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abtreibung» entwickelt. Gemeint ist damit: Männer sollten 
ganz im Sinne der Gleichberechtigung analog zu Frauen das 
Recht haben, ob sie Vater werden wollen oder nicht. Durch 
formelle Erklärung sollten sie sich von jeglicher rechtlichen 
Bindung an das noch ungeborene Leben lossagen können. 
Im Jahr 2016 forderten die schwedischen Jungliberalen, 
solche Papierabtreibungen bis zur 18. Schwangerschafts-
woche zu ermöglichen. Eine Radikalfeministin begrüss-
te diesen Vorstoss, weil dadurch Frauen eine zusätzliche 
Möglichkeit erhalten würden, Mutter zu werden, ohne 
Rechte und Pflichten der Elternschaft mit einem Mann tei-
len zu müssen, was wiederum die Zahl der Abtreibungen 
verringere. Kritiker der «Papierabtreibung» hielten dieser 
reichlich realitätsfremden Argumentation den viel plausib-
leren Einwand entgegen, damit würden Männer zusätzlich 
einen Vorwand bekommen, um sich ihrer Verantwortung 
als Vater zu entziehen.

Fazit: Der Freiburger Kläger, der ein wohl begründetes 
Recht auf Mitbestimmung betreffend Schwangerschaftsab-
bruch einforderte, bzw. diesen verhindern wollte, blieb auf 
der Strecke. Ebenso auf der Strecke blieb dabei das ansons-
ten unablässig bemühte Recht auf Gleichberechtigung und 
Gleichstellung – zugunsten der Kultur des Todes.

anerkannt, dass bereits das ungeborene Kind ein ‹Mensch› 
sei …. Wenn aber ein ungeborenes Kind gemäss Bundesver-
fassung eine Person und somit ‹grundrechtsfähig› ist, dann 
muss es auch im Sinne des untergeordneten ZGB eine Person 
und ‹rechtsfähig› sein. Daraus folgt, dass das Kind tatsächlich 
Opfer ist und der Kindsvater Angehöriger eines Opfers.»

Wo bleibt da die Gleichberechtigung?

Was besonders stossend ist: Es vergeht kaum ein Tag, an 
dem die Bevölkerung nicht mit den Begriffen «Gleichstel-
lung» und «Gleichberechtigung» traktiert wird. «Mann und 
Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt für ihre recht-
liche und tatsächliche (sic) Gleichstellung» heisst es in Art. 
8 der Bundesverfassung. Aber ausgerechnet hier, wo es 
buchstäblich um Leben und Tod geht, ist davon mit keinem 
Wort die Rede. Doch ein Kind ist genauso Kind des Vaters 
wie es ein Kind der Mutter ist. Es gibt keinen nachvollzieh-
baren Grund, den potentiellen Vater hinsichtlich der Rechte 
und Pflichten gegenüber dem Kind schlechter zu stellen als 
die Mutter. 

Pervers, aber konsequent: Zu Beginn unseres Jahrhun-
derts wurde in Dänemark das Konzept der sog. «Papier-

Ein Update zu den Internationalen 
Gesundheitsvorschriften und zum  
Pandemievertrag
Die Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) wurden in einer 
Nacht und Nebel Aktion von der Weltgesundheitsversammlung ange-
nommen. Sie treten für die Schweiz automatisch in Kraft, wenn der 
Bundesrat nicht fristgerecht das Opting-out erklärt. Dieses ist zwingend, 
damit das Parlament die IGV überprüfen und das Volk das Referendum 
ergreifen kann. Der vorerst gescheiterte Pandemievertrag soll spätestens 
im Mai 2025 verabschiedet werden.

Andrea Staubli, Rechtsanwältin, Aktionsbündnis freie Schweiz

Ein Rückblick

Die 77. Weltgesundheitsversammlung (World Health 
Assembly, WHA), welche vom 27. Mai bis 1. Juni 2024 in 
Genf stattfand, hatte auf ihrer Agenda gewichtige The-
men: So war vorgesehen, Änderungen der Internationalen 
Gesundheitsvorschriften (IGV) anzunehmen und einen 
neuen Pandemievertrag zu verabschieden. Allerdings kam 
es anders, als geplant.

Kurz vor Beginn liess die WHO verlauten, dass sie weder 
beim WHO-Pandemievertrag noch bei den Änderungen 
der IGV einen Konsens erreicht habe und deshalb der 
WHA keinen Text zur Abstimmung unterbreiten könne. 
Der Generaldirektor der WHO zeigte sich allerdings opti-
mistisch. Das sei kein Scheitern, die Arbeiten würden wei-
tergeführt. «Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg», erklärte er.
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Andrea Staubli ist Rechts-
anwältin und Mediatorin 
sowie ehemalige Gerichts-
präsidentin. Sie engagiert 
sich beim Aktionsbündnis 
freie Schweiz für die Sou-
veränität der Eidgenossen-
schaft.

Die Internationalen Gesundheitsvorschriften

Und bei den IGV hat die WHO noch während der 77. WHA 
einen Weg gefunden. Die von der WHO mit der Ausarbei-
tung der Änderungen beauftragte Arbeitsgruppe (Working 
Group IHR, WGIHR) und das sachlich zuständige Commit-
tee A verhandelten bis zuletzt über den definitiven Wort-
laut der Änderungen. Das Committee A führte am 30. Mai 
2024 noch eine Abstimmung durch, welche eine deutliche 
Ablehnung der Revision zu Tage förderte: bei insgesamt 
177 gemeldeten und 75 abwesenden Stimmberechtigten 
wurden 26 JA-Stimmen, 67 NEIN-Stimmen und 9 Enthaltun-
gen abgegeben. Trotzdem wurden die IGV, die im finalen 
Text erst am 1. Juni 2024, ca. 19.30 Uhr, vorlagen, der WHA 
unterbreitet und von ihr um ca. 21.07 Uhr «im Konsens» 
verabschiedet.

Die WHA hatte also – während laufender Plenarsitzung 
– gerade mal knapp zwei Stunden Zeit um die geänderten 
IGV (immerhin ein Dokument von 62 Seiten) zur Kenntnis zu 
nehmen und zu studieren. Daran, dass die Delegierten der 
einzelnen Länder dieses Dokument ihren Regierungen zur 
Begutachtung und Meinungsbildung unterbreiten könnten, 
war gar nicht zu denken. Dies obwohl Art. 55 IGV festhält, 
dass Änderungen vier Monate, bevor sie zur Abstimmung 
gelangen, den Vertragsstaaten zugestellt werden müssen.

Ein paar Worte zur «Konsensabstimmung» im Plenum. 
In einem halbleeren Saal ging die Abstimmung – ohne Fest-
stellung der anwesenden Delegierten – so über die Bühne: 
Der Vorsitzende fragte in die Runde «Ist die Versammlung 
jetzt bereit, die Resolution wie vorgelesen anzunehmen? 
Ich sehe keinen Widerspruch. Die Resolution einschliess-
lich der Anpassungen im Dokument A77/A/CONF./14 ist 
angenommen.» Beim angesprochenen Dokument handelt 
es sich um die 62 Seiten langen IGV. Das Abstimmungs-
prozedere dauerte keine Minute. In den anschliessenden 
Statements der einzelnen Länder erhoben mehrere Län-
der Kritik und erklärten, dass sie die geänderten IGV nicht 
annehmen werden. So sieht also ein WHO-Konsens aus.

Würden die geänderten IGV für die Schweiz in Kraft 
treten, hätte dies einen bedrohlichen Verlust an Souverä-
nität und Selbstbestimmung zur Folge. Mit den geänderten 

IGV wird die WHO künftig Massnahmen in Gesundheits- 
und Klimaangelegenheiten erlassen können, die von den 
Vertragsstaaten unverzüglich («without delay») umgesetzt 
werden müssen (One-Health-Konzept, welches Mensch, 
Tier und Ökosysteme umfasst). Die WHO würde in Zukunft 
auch für die Schweiz festlegen, was als Desinformation oder 
Fehlinformation zu gelten hat (z.B. in Bezug auf die Wirk-
samkeit eines Gesundheitsprodukts). Ihr würde also eine 
Art Wahrheitsmonopol zugesprochen und eine Verletzung 
der verfassungsmässig garantierten Meinungs- und Infor-
mationsfreiheit und der Medienfreiheit wäre absehbar. Die 
finanziellen Auswirkungen auf Bund, Kantone und Gemein-
den können zur Zeit nicht beziffert werden. Die WHO hat 
allerdings bereits verlauten lassen, ihr Jahresbudget von 
heute rund drei Milliarden US-Dollar auf künftig 30 Milli-
arden US-Dollar zu erhöhen.

Bundesrat und BAG vertreten nach wie vor die Ansicht, 
dass die Änderungen der IGV nur «von technischer Natur 
und geringer Tragweite» seien. Wer das Vertragswerk 
gelesen hat, kann dies nicht nachvollziehen und empfindet 
eine solche Aussage als täuschend und irreführend. Gera-
de aufgrund der inhaltlichen Tragweite (finanzielle Ver-
pflichtungen, Zensurbestimmungen, etc.) ist das Gegenteil 
zutreffend und der Bundesrat hat die IGV wie in der Bun-
desverfassung vorgesehen dem Parlament zur Überprü-
fung vorzulegen. Dies ist auch die Meinung eines Gutach-
tens von Prof. Dr. Häner (Gutachten auf der Website von 
ABF Schweiz abrufbar).

Die IGV vom 1. Juni 2024 treten für die Schweiz (und 
die meisten Vertragsstaaten) 12 Monate nach offizieller 
Notifikation durch den Generaldirektor der WHO auto-
matisch in Kraft, ausser der Bundesrat macht von seinem 
Widerspruchsrecht Gebrauch und erklärt die Ablehnung 
der geänderten IGV innerhalb von  10 Monaten (sog. Opt-
ing-out). Die Notifikation erfolgte am 19. September 2024. 
Der Bundesrat hat also bis längstens 19. Juli 2025 Zeit, das 
Opting-out zu erklären.

Damit eine Überprüfung durch die Bundesversamm-
lung und das Ergreifen eines Referendums möglich ist, 
hat der Bundesrat zwingend das Opting-out zu erklären. 
Nur so ist gewährleistet, dass das Parlament als oberste 

Das Aktionsbündnis freie Schweiz setzt sich für eine 
selbstbestimmte Schweiz ohne WHO-Pandemiever-
trag, Internationale Gesundheitsvorschriften und ohne 
revidiertes Epidemiengesetz ein. Wir informieren und 
klären auf. Mit verschiedenen Aktionen wollen wir die 
Menschen zum Handeln bewegen. Gemeinsam mit 
Fachleuten und Politikern setzen wir uns dafür ein, dass 
unserer Forderungen an die Schweizer Politik umge-
setzt werden. Weitere Informationen finden Sie unter 
https://abfschweiz.ch.
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Behörde in der Schweiz und das Schweizervolk als Souve-
rän ihre in der Bundesverfassung verbrieften Rechte aus-
üben können. Darauf wirken Parlamentarier in Bundes-
bern mit Vorstössen hin. Auf kantonaler Ebene werden 
Standesinitiativen lanciert. Die einzelnen Bürger können 
mit verschiedenen Aktionen (z.B. Briefen an die Politi-
ker, Petitionen) ebenfalls den Druck auf den Bundesrat  
erhöhen.

Der Pandemievertrag

Dass die WHO ihr Projekt eines Pandemievertrages nicht 
einfach aufgeben will, war schnell klar. Kurz vor Been-
digung der 77. Weltgesundheitsversammlung wurde 
beschlossen, dass die Verhandlungen Mitte Juli 2024 wei-
tergehen sollen. Der Fahrplan steht in der Zwischenzeit 
fest. Die zuständige Arbeitsgruppe (Intergovernmental 
Negotiation Body, INB) wird im Sommer/Herbst 2024 an 
drei Sitzungen die noch offenen Punkte verhandeln.

An der dritten Zusammenkunft im November soll 
darüber entschieden werden, ob eine ausserordentli-
che Weltgesundheitsversammlung abgehalten werden 
soll. Diese würde in der Woche vom 16. Dezember 2024 
stattfinden. Alternativ würde der Pandemievertrag an der 
ordentlichen 78. Weltgesundheitsversammlung im Mai/
Juni 2025 zur Abstimmung gelangen. Ginge es nach dem 
Wunsch des Generaldirektors sollte der Pandemievertrag 
noch in diesem Jahr unter Dach und Fach gebracht wer-
den. Dies hängt allerdings davon ab, wie schnell eine Eini-
gung bei den zum Teil sehr umstrittenen Themen gefun-
den werden kann.

Zu den umstrittenen Themengebieten gehören insbe-
sondere der gleichberechtigte Zugang zu pandemiebezo-

WHO Hauptquartier in Genf, Nord- und Westseite.�
� Wikimedia Commons © Yann Forget

Auf der Traktandenliste des INB stehen folgende 
besonders umstrittene Artikel: 
 
Art. 4	� Pandemic prevention and surveillance /  

Pandemieprävention und -überwachung

Art. 9	� Research and development /  
Forschung und Entwicklung

Art. 10	 �Sustainable and geographically diversified 
local production /  
nachhaltige und geografisch diversifizierte 
lokale Produktion

Art. 11	� Transfer of technology and know-how for 
the production of pandemic-related health 
products /  
Transfer von Technologie und Know-how 
für die Herstellung von pandemiebezoge-
nen Gesundheitsprodukten

Art. 12	 �Pathogen Access and Benefit-Sharing  
System /  
Zugang zu Krankheitserregern und System 
eines Vorteilsausgleichs

Art. 13	� Supply chain and logistics /  
Lieferketten und Logistik

Art. 13bis	� Procurement and distribution /  
Beschaffung und Vertrieb

Art. 14	 �Regulatory systems strengthening /  
Stärkung der Regulierungssysteme

Art. 20	� Sustainable financing /  
Nachhaltige Finanzierung

genen Gesundheitsprodukten, der Transfer von Techno-
logie und Know-how sowie eine nachhaltige Finanzierung. 
Übersetzt heisst dies, dass der «globale Süden» durch die 
«reichen» WHO-Staaten finanziert und mit Know-how 
versorgt werden soll. Das führte zu Widerstand und im 
Mai zum vorläufigen Scheitern der Verhandlungen.

Kritische Stimmen formulieren die Motive für den Pan-
demievertrag dezidierter: Es sei ein Handelsabkommen 
des Pharmazeutisch-Medizinischen Komplexes, der die 
Märkte des globalen Südens auf Kosten der Steuerzahler 
der reicheren WHO-Mitgliedstaaten erschliessen möch-
te. Die WHO also quasi als Vertriebsorganisation von 
Big Pharma. Für das BAG geht es beim Pandemievertrag 
hauptsächlich darum, die internationale Zusammenarbeit 
in verschiedenen Aspekten zu stärken. Die aktive Teilnah-
me der Schweiz sei wichtig, damit die Schweiz ihre Inter-
essen gezielt einbringen könne.

Sollte der Pandemievertrag angenommen werden, hat 
die Schweiz 18 Monate Zeit, um den Vertrag zu ratifizieren.
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Bundesrat als Erfüllungsgehilfe  
der Transplantationslobby
Am 21. August 2024 endete die Frist für die Vernehmlassung zur revidierten 
Transplantationsverordnung. Human Life International (HLI) Schweiz lehnt 
die geplante elektronische ID (E-​ID) für das Organspenderegister in der 
vorgesehenen Form ab. Zudem verlangt die Organisation einmal mehr den 
sofortigen Stopp der Organentnahmen nach anhaltendem Herz-​Kreislauf-
stillstand. Eine Studie, die mit Schweinen durchgeführt wurde, bestätigt, 
dass diese Organentnahmeart in der Schweiz illegal ist.

Pfr. Dr. Roland Graf

Man erhält nur lapidare Antworten auf Fragen zu illegalen 
Organentnahmen nach anhaltendem Herz-Kreislaufstill-
stand: Die Schweizerische Akademie der Medizinischen 
Wissenschaften (SAMW) und Swisstransplant wimmeln 
immer ab; ebenso erging es bisher den Parlamentarierin-
nen bei ihren Anfragen bzw. ihrer Motion beim Bundesrat 
(19.4569, 20.3784, 23.7528, Motion 23.4054).

Für die potenziellen Organspenderinnen und -spender 
ist es wichtig zu wissen, dass in der Schweiz zwei unter-
schiedliche Organentnahmearten am Lebensende prakti-
ziert werden.

Bei 57 % der Fälle erfolgt die Organentnahme nach einer 
schweren Hirnschädigung (DBD). Der Kreislauf dieser 
Patienten wird mit intensivmedizinischen Mitteln aufrecht 
erhalten. Die Patienten werden als hirntot erklärt, wenn die 
geprüften Hirnreflexe abwesend sind und ein weiterer Test 
das anzeigt. Das entspricht dem klassischen Hirntodkri-
terium, das in Art. 9 Abs. 1 des Transplantationsgesetzes 
umschrieben ist: «Der Mensch ist tot, wenn die Funktionen 
seines Hirns einschliesslich des Hirnstamms irreversibel 
ausgefallen sind.» Für die anschliessende Organentnahme 
im Rahmen einer mehrstündigen Operation besteht in der 
Regel kein Zeitdruck, denn die Organe – vom Gehirn abge-
sehen – werden bis zur Operation weiterhin durchblutet.

Illegale Organentnahmen nach anhaltendem 
Herz-Kreislaufstillstand

Ganz anders ist das bei den 43 % der anderen Fälle (DCD). 
Aufgrund der aussichtslosen medizinischen Prognose wird 
entschieden, die lebenserhaltenden Geräte abzuschalten. 
Der Herzstillstand wird abgewartet. Tritt dieser ein, wird 
das Herz in einer fünfminütigen No-touch-Phase unter Ult-
raschall beobachtet. Anschliessend werden in der Schweiz 
Reflexe geprüft, die für das Hirntodkriterium gelten. Dann 
folgt unmittelbar unter grösstem Zeitdruck die mehrstündige 
Operation für die Entnahme der Organe. Allerdings erfolgt die 
sogenannte Todesfeststellung nur mit einer Pseudodiagnos-

tik. Wenn kein Blut fliesst, sind diese Reflexe nämlich ohne-
hin abwesend. Diese Diagnostik wurde durch die SAMW 
eingeführt, um die Organentnahme nach Herz-Kreislaufstill-
stand auch unter Art. 9 Abs. 1 des Transplantationsgesetzes 
unterzubringen. In Deutschland ist diese Organentnahmeart 
wegen der Unsicherheit der Todesfeststellung verboten.

Nun kommt in der Schweiz in Kombination mit dem 
anhaltenden Herz-Kreislaufstillstand eine höchst umstrit-
tene Technik zur Anwendung. Das ist die sogenannte nor-
mothermische regionale Perfusion (NRP). Unmittelbar nach 
der Pseudo-Todesfeststellung wird ein externer Kreislauf 
hergestellt, der wieder sauerstoffhaltiges Blut im Körper des 
Organspenders zirkulieren lässt. Bevor dieser Kreislauf in 
Gang gesetzt wird, platzieren die Chirurgen einen Ballon in 
die Arterie (Aorta thoracica descendens), um die «Reperfu-
sion des Gehirns mit sauerstoffhaltigem Blut zu verhindern 
(vgl. Modul IX des Swiss Donation Pathway S. 18). Davon 
sollen insbesondere die Leber und andere Organe profitie-
ren. Manche Transplantationsmediziner führen nicht einen 
Ballon in die Arterie (Aorta thoracica descendens), sondern 
klemmen statt dessen die zum Gehirn führenden Arterien 
ab. Diese Techniken widerlegen selbst den irreversiblen 
Ausfall der Hirnfunktionen nach Herz-Kreislaufstillstand. 
Mit dem Platzieren des Ballons in die Arterie oder mit 
dem Abklemmen soll nämlich verhindert werden, dass die 
Durchblutung des Gehirns während der regionalen Perfu-
sion (NRP) wiederhergestellt wird. Würde dies geschehen, 
könnte es zu einer sogenannten Autoreanimation kommen, 
das heisst, Funktionen des Gehirns wie z. B. die Schmerz-
empfindung könnten zurückkehren [Transpl Int 33 (2020) 
76-88, hier 85]. Als Mitunterzeichner dieser Publikation 
figurierte übrigens Franz Immer, CEO von Swisstransplant.

Bei den Recherchen ist HLI-Schweiz auf eine Stu-
die gestossen, welche ein Experiment mit 16 Schweinen 
beschreibt und die obigen gravierenden Bedenken bestä-
tigt. Es wurde der Effekt des Abklemmens der Arterien, 
die zum Gehirn führen, mit anschliessender NRP getestet. 
Bei allen Schweinen wurde ein Herz-Kreislaufstillstand 
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erzeugt. Nach einer Wartezeit von acht Minuten wurde nur 
bei der Hälfte der Tiere die Halsschlagadern abgeklemmt, 
bei den andern nicht. Alle Schweine wurden anschliessend 
wieder mit sauerstoffhaltigem Blut versorgt (NRP). Bei den 
acht Schweinen, bei denen die Arterien nicht abgeklemmt 
waren, wurden EEG Aktivitäten gemessen, d. h. Zeichen für 
Hirnaktivitäten. Bei sechs dieser Schweine traten zudem 
spontane agonale Atembewegungen in der Form von Keu-
chen auf. Die Autoren hielten fest, dass bei dieser Schwei-
negruppe ohne Abklemmen durch NRP die Hirnaktivität 
zurückkehrte, während das bei der Gruppe, bei denen die 
Arterien abgeklemmt waren, nicht der Fall war. Damit wur-
de der Beweis erbracht, dass acht Minuten Herz-Kreislauf-
stillstand für den irreversiblen Ausfall des Gehirns eindeu-
tig nicht genügen (Transplantation 106 (2022) 1763-1769). 
Damit ist die Diskussion in Fachkreisen erst Recht in Gang 
gekommen (vgl. Am J Bioethics 24 (2024) 1-93), während 
die SAMW und Swisstransplant von der Problematik nichts 
wissen wollen. Bei den Staatsanwaltschaften der Kantone 
Zürich, Bern und Waadt mit den betreffenden Transplantati-
onszentren wurden im Jahr 2023 Strafanzeigen eingereicht, 
doch keine davon scheint das Problem ernst zu nehmen.

Was bedeutet das Abklemmen der Arterien bzw. das 
Einführen des Ballons zur Verhinderung der Durchblutung 
des Gehirns der Organspender aus ethischer Sicht? Diese 
Handlung verursacht erst den Hirntod, der durch Art. 9  
Abs. 1 des Transplantationsgesetzes vorausgesetzt wird. 
Der Hirntod wird durch diese Handlung erst sichergestellt! 
Um es drastisch auszudrücken: Es käme praktisch auf das-
selbe hinaus, wenn man die sterbenden Organspender 
nach dem fünfminütigen Herz-Kreislaufstillstand strangu-
lieren würde, um den übrigen Körper wieder mit sauer-
stoffhaltigem Blut versorgen zu können und um möglichst 
frische Organe transplantieren zu können!

Vorbereitende medizinische Massnahmen bis 
der Widerspruch feststeht

Der Bundesrat hält es nicht einmal für nötig, in den Erläu-
terungen zu erklären, was unter «vorbereitende medi-
zinische Massnahmen» verstanden wird. Details dazu 
werden die medizinisch-ethischen Richtlinien der Schwei-
zerischen Akademie der medizinischen Wissenschaften 
(SAMW) aufführen, die bis Ende 2024 SAMW-intern 
einer Revision unterzogen werden. Diese Richtlinien wer-
den dann Bestandteil der Transplantationsverordnung 
im Anhang 1a. Wie weit solche Massnahmen gehen, 
bestimmt allein die SAMW, bzw. deren Senat, der die 
Vorschläge einer Subkommission entgegennimmt. Darin 
dürften jene Experten eine Hauptrolle spielen, die in der 
Transplantationsmedizin und/oder in einem Organspen-
denetzwerk involviert sind. Das Parlament hat dazu nichts 
zu sagen und der Bundesrat pflegt diese Richtlinien unver-
ändert zu übernehmen. Im erläuternden Bericht werden 
die vorbereitenden medizinischen Massnahmen wie folgt 
umschrieben: «Massnahmen, die vor der Organentnahme 
durchgeführt werden, haben keinen Nutzen für die spen-
dende Person, sind jedoch unabdingbar, um die Funktio-
nen der Organe zu erhalten» (Bericht S. 3). Im Organspen-
deausweis von Swisstransplant werden dazu drei Punkte 
genannt.

1.  �Eine bereits begonnene künstliche Beatmung wird wei-
tergeführt.

2.  �Medikamente, die den Kreislauf unterstützen und den 
Hormonhaushalt regulieren, werden verabreicht.

3.  �Blutproben für Laboruntersuchungen werden entnom-
men. Die Ergebnisse dienen dazu, die Funktionen der 
Organe zu überprüfen.

Schema der normothermischen regi-
onalen Perfusion von Bauchorganen 
vor der Transplantationsvorbereitung. 
Rote Pfeile stehen für sauerstoffrei-
ches Blut, blaue Pfeile für sauerstoffar-
mes Blut; Klemmen mit Pfeilen stehen 
für einen variablen Fluss. Die engli-
sche Beschriftung wurde übersetzt 
und ergänzt.
� Wikimedia Commons © Gwilz
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In den aktuell geltenden SAMW-Richtlinien heisst es noch: 
«Sind keine nächsten Angehörigen vorhanden oder kön-
nen diese nicht rechtzeitig erreicht werden, ist die Durch-
führung von vorbereitenden medizinischen Massnahmen 
vor dem Tod nicht erlaubt.» Wir haben es dem revidierten 
Transplantationsgesetz von 2022 zu verdanken, dass dem 
nicht mehr so sein wird, sobald es in Kraft getreten ist bzw. 
schon vorher, wenn die revidierte Richtlinien der SAMW in 
Kraft treten. Die Vernehmlassung dazu dürfte im Dezember 
2024 stattfinden. Wer weiss, vielleicht lässt sich die SAMW 
sogar dazu hinreissen, Massnahmen zu erlauben, die der-
zeit ausdrücklich noch verboten sind: z. B. das Setzen einer 
arteriellen Kanüle oder die Durchführung einer mechani-
schen Reanimation oder die experimentelle Positionierung 
des Ballons für die spätere NRP, wie das in Spanien prak-
tiziert wird. Nach den Erfahrungen der letzten Jahre sorgt 
sich die SAMW weniger um die Organspender, sondern 
hauptsächlich um die optimale Versorgung der Spenderor-
gane zum Zweck der Transplantation. Als Beispiel sei an die 
Halbierung der Wartezeit nach Herz-Kreislaufstillstand von 
10 auf 5 Minuten im Jahr 2017 erinnert. Die SAMW fand es 
damals nicht einmal nötig, die Ärzteschaft darüber zu infor-
mieren (SAeZ 98 (2017) 1447-1448).

Höchst bedenklich ist die in Art. 8 der Transplantations-
verordnung vorgesehene Dauer der vorbereitenden medi-
zinischen Massnahmen: vor dem Tod der Patientin oder 
des Patienten während längstens 48 Stunden, nach dem 
Tod während längstens 72 Stunden. Was höchst proble-
matisch ist: Die vorbereitenden Massnahmen dürfen laut 
Transplantationsgesetz bereits während der Abklärung des 
Widerspruchs durchgeführt werden, müssen dann aber 
abgebrochen werden, wenn ein Widerspruchsbeleg zum 
Vorschein kommt. Wer nicht einen Organspendeausweis 

mit seinem ablehnenden Entscheid auf sich trägt und/oder 
den Angehörigen eine entsprechende Patientenverfügung 
griffbereit hinterlassen hat, riskiert, tagelangen unnötigen 
und belastenden Massnahmen unterworfen zu werden.

Bundesrat und Parlament wollen die E-ID für 
das Organspenderegister einführen

Die Authentifizierung der Personen beim Organspendere-
gister will der Bundesrat mit einer elektronischen ID (E-ID) 
abwickeln, obwohl eine solche per Volksabstimmung am 7. 
März 2021 mit 64,4 % abgelehnt wurde. Offenbar will er 
nun über das elektronische Organspenderegister Druck 
für die Einführung einer alternativen E-ID ausüben, die der 
Bund führen soll. National- und Ständerat haben in der 
Herbstsession 2024 den gesetzlichen Grundlagen der E-ID 
zugestimmt. Differenzen gibt es noch bei einzelnen Daten-
schutz- und Cybersicherheitsfragen. HLI-Schweiz lehnt die 
Einführung der E-ID generell ab, insbesondere auch, weil 
das zunächst zu einer Zweiklassengesellschaft führen wür-
de. Für die Datensicherheit solcher Einträge ohne E-ID hat 
der Bund ohnehin zu sorgen. Es ist offensichtlich, dass letzt-
lich ein Obligatorium der E-ID angestrebt wird, das wegen 
ihrer vielfältigen Anwendungen (Käufe via Internet etc.) 
dem Staat eine Überwachung der Bürgerinnen und Bürger 
bis in die privatesten Angelegenheiten ermöglichen würde.

Für die Organspendekampagne sollen pro Jahr 
2,5 Millionen verschleudert werden

Angesichts des Informationsgehalts der bisherigen Organ-
spende-Kampagnen ist die geplante Erhöhung des Bud-
gets um 1 Million Franken pro Jahr hinausgeworfenes Geld. 
HLI-Schweiz verlangt, dass sich der Informationsgehalt der 
Organspende-Kampagne im Organspendeausweis sowie 
bei der Eintragung ins Organspenderegister gerade auch 
im Hinblick auf die Einführung der Widerspruchsregelung 
massiv verbessert.

Nach Art. 61 Abs. 1 und 2 Bst. a des Transplantati-
onsgesetzes hat nämlich der Bund den Auftrag, über die 
gesetzliche Regelung und die Praxis, namentlich über die 
Darstellung der Voraussetzungen der Entnahme, korrekt 
und umfassend zu informieren. In der noch nicht in Kraft 
getretenen Fassung ist das in Bst. d. festgehalten.

Quelle: 
–  �www.swisstranplant.ch – Bildung - Swiss Donation Pathway Modul IX: Identification, 

reporting and treatment of a DCD Donor
–  �Lomero M. et al., European Committee on Organ Transplantation of the Council of 

Europe (CD-P-TO). Donation after circulatory death today: an updated overview of 
the European landscape. Transpl Int 33 (2020) 76-88.

–  �Dalsgaard F.F., Clamping of the Aortic Arch Vessels During Normothermic Regional 
Perfusion After Circulatory Death Prevents the Return of Brain Activity in a Porcine 
Model. Transplantation 106 (2022) 1763-1769. (vgl. Am J Bioethics 24 (2024) 1-93)

–  �www.samw.ch – Ethik – Themen A-Z – Transplantation – Festellung des Todes
–  �Steiger J., Salathé M., Überarbeitete Richtlinien zur Fest- stellung des Todes treten in 

Kraft. SAeZ 98 (2017) 1447-1448.

Professor: «Warum wissen wir immer noch nicht, ob wir einen 
Organspender vor uns haben?» Intensivpflegerin: «Er ist ein 
Messi. Die Angehörigen suchen seit zwei Tagen vergeblich nach 
dem Organspendeausweis!»

→   �Dieses Artikel erschien zuerst am 16. August 2024 
bei swiss-cath.ch. Er wurde aktualisiert.



	 10	 HLI-Report  •  3 | 24

In der Selbstmordkapsel  
«Sarco» wird es zuerst kalt
Wenn man nur den Werbeeffekt betrachtet, hat die Organisation 
«The Last Resort» Mitte Juli 2024 alles richtig gemacht. Die Bilder  
der futuristisch designten Selbstmordkapsel gingen nach der  
Medienkonferenz vom 18.7.2024 um die Welt. Positiv sind die vielen 
ablehnenden Reaktionen zu diesem ethisch verwerflichen Vorhaben.

Pfr. Dr. Roland Graf

Die Organisation «The Last Resort» verspricht auf der Web-
seite «einen freiwilligen, friedlichen und zuverlässigen Tod» 
zu einem Zeitpunkt der eigenen Wahl. Da drängt sich die 
Frage auf, ob das bei der Einnahme der tödlichen Dosis des 
Schlafmittels Natrium-Pentobarbital, wie das die Organisa-
tionen Exit und Dignitas praktizieren, etwa nicht der Fall ist?

Es gibt eine Studie aus den Niederlanden, die im Jahr 
2000 im angesehenen «New England Journal of Medici-
ne» erschienen ist (Vol. 342 (2000) 551-556). Dabei wurde 
u. a. der Verlauf von 114 assistierten Suiziden untersucht. 
In 21 Fällen (18 Prozent) entschied sich der Arzt aufgrund 
von Komplikationen schliesslich für die Verabreichung 
eines tödlichen Medikamentes. Das ist Tötung auf Verlan-
gen, was in der Schweiz verboten ist. Bei 19 Prozent betrug 
die Zeit bis zum Tod nach assistiertem Suizid zwischen 
45 Minuten und 7 Tagen. Heute verabreicht man vor 
der Einnahme der tödlichen Dosis einen sogenann-
ten Magenschoner, ein Medikament, das die 
Gefahr des Erbrechens und daraus folgen-
de Komplikationen nach der Einnahme 
der tödlichen Dosis verringert. Alter-
nativ wird das Tötungsmittel durch 
eine Infusion zugeführt, wobei 
die Person den Infusionshahn 
selber öffnen muss. 

Die Absicht bei der Selbst-
mordkapsel «Sarco», deren Ent-
wicklung 650'000 Euro gekostet hat, 
besteht darin, die Beteiligung von Ärzten 
bzw. die Notwendigkeit ein ärztliches Rezept einzuholen, 
zu umgehen. Der dazu benötigte flüssige Stickstoff, durch 
den die Suizidwilligen ersticken und den sie selber berap-
pen sollen, kostet 18 Franken. Damit wäre es die «kosten-
günstigste» Methode, wenn da nicht medizinische und 
juristische Vorbehalte vorhanden wären. Der Walliser Kan-
tonsarzt hatte den Einsatz der Kapsel vorsorglich verboten, 
als es gemäss Medienberichten hiess, die erste Person, 
eine 55-jährige US-Amerikanerin werde sich im Wallis im 
«Sarco» umbringen. Die Person zog sich aber zurück. Sie 
brauche psychische Betreuung, liess «The Last Resort» 
verlauten. Tatsächlich nahm sich jene Person zwei Wochen 

später mit Hilfe einer anderen Stebehilfeorganisation das 
Leben. Laut der NZZ vom 31.7.2024 hat die Frau in einem 
Brief erklärt, durch die Sterbehilfeorganisation finanziell 
ausgebeutet worden zu sein, was letztere ihrerseits bestritt.

Inzwischen ist es zum ersten Suizid in der Selbstmord-
kapsel «Sarco» gekommen und zwar am 23.9.2024 in 
einem Waldstück, das zu Merishausen im Kanton Schaff-
hausen gehört. In diesem Zusammenhang kam es zu vier 
Verhaftungen. Die erste Staats-
anwaltschaft des Kan-
tons Schaffhausen 
untersucht 
den 

Fall, beschlagnahmte die Selbsttötungskapsel und schal-
tete laut Blick auch das Institut für Rechtsmedizin in Zürich 
sowie den forensischen Dienst ein. Eine Amerikanerin 
(✝ 64) hatte sich zu diesem Selbstmord entschieden.

«Swissmedic» hat die Selbstmordkapsel regulatorisch 
und heilmittelrechtlich eingeschätzt und gab am 5.8.2024 
bekannt, «dass seine Zweckbestimmung dem medizini-
schen Zweck eines Heilmittels grundlegend widerspricht». 
Bei «Swissmedic» sollte darüber nachgedacht werden, wes-
halb hingegen die Einnahme der von einem Arzt verschrie-
benen tödlichen Dosis des Natrium-Pentobarbitals den 
medizinischen Zweck eines Heilmittels erfüllen soll!

Selbstmordkapsel «Sarco», 2019.
� © Ratel, CC BY-SA 4.0 via Wikimedia Commons
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News aus aller Welt
Schweiz: Pink Cross will Leih-
mutterschaft und Eizellen-
spende legalisieren

(rg) Die Leihmutterschaft ist in der 
Schweiz verboten (Art. 119 Abs. 2 lit. 
d BV, Art. 4 FMedG). Allerdings gibt 
es keine Strafbestimmung, so dass das 
Verbot durch eine Leihmutterschaft im 
Ausland umgangen werden kann. 

Laut der Webseite www.pink-
cross.ch will die Organisation in der 
Schweiz die Leihmutterschaft lega-
lisieren. Wörtlich heisst es da: «Die 
Leihmutterschaft nach ethischen 
Richtlinien, welche Leihmütter vor 
Ausbeutung und Verletzungen ihrer 
Menschenwürde schützen, soll in 
der Schweiz legalisiert werden. Dafür 
muss auch die Eizellenspende in der 
Schweiz ermöglicht werden. Die 
intentionalen Eltern sollen ab Geburt 
als rechtliche Eltern anerkannt wer-
den. Die Ausarbeitung der ethischen 
Richtlinien muss durch Expert*innen 
und mit Vertreter*innen aller relevan-
ten Interessengruppen erfolgen.» Die 

Leihmutterschaft ist in sich moralisch 
verwerflich. Es ist gar nicht möglich, 
ethische Richtlinien zu formulieren, 
welche die Leihmütter vor Ausbeu-
tung und Verletzungen ihrer Men-
schenwürde schützen. 

In der Schweiz wird derzeit das  
Fortpflanzungsmedizingesetz (FMedG)  
einer Evaluation unterzogen. In den 
nächsten Monaten wird der Bun-
desrat dem Parlament Vorschläge 
unterbreiten, in welchen Bereichen 
das FMedG abgeändert werden soll. 
Es ist sicher, dass die Eizellenspende 
erlaubt wird, weil das Parlament den 
Bundesrat im Jahr 2022 entsprechend 
beauftragte. 
Eine Zulassung der Embryonenspen-
de sowie der Leihmutterschaft bedarf 
einer Verfassungsänderung.

England: Missbrauchen ältere 
alleinstehende Männer Leih-
mutterschaft?

(rg) Seit 2019 haben in England fast 
300 Männer über 50 eine elterliche 

Leihmutterschaft beantragt, berich-
tet Lifesitenews.com/Daily Mails. 
43 von ihnen waren über 60 Jahre 
alt. Demnach gibt es einen Trend, 
wonach immer mehr ältere Männer, 
mit Hilfe von Leihmüttern allein ein 
Kind bekommen. Sie mieten sich 
Frauen, um die von ihnen gezeug-
ten Kinder auszutragen, und werden 
dann zu den rechtmässigen, alleiner-
ziehenden Eltern dieser Kinder. Eine 
Überprüfung der Antragsteller, wie 
das bei einer Adoption oder einer 
Pflegefamilie erforderlich ist, findet 
nicht statt. Kritiker beobachten die-
se Entwicklung mit Sorge, denn wer 
überprüft, ob diese Männer nicht 
pädophil sind? Niemand. Das ist 
eines der vielen Probleme der Leih-
mutterschaft.

Diese Entwicklung wurde durch 
eine Gesetzesänderung im Jahr 2019 
möglich. Es räumt den Alleinstehen-
den die gleichen Rechte wie Ehepaa-
ren ein. Seither wurden insgesamt 
2'162 Anträge für eine Leihmutter-
schaft gestellt.

Unabhängig von der Methode des assistierten Suizides 
gilt: Mit der Intention, sich selber das Leben zu nehmen, 
kann das «Vaterunser» nicht mehr ehrlich gebetet wer-
den: «Vater unser im Himmel, ... dein Wille geschehe». 
Zudem ist zu beachten, dass die Medizin noch nie so 
potente Schmerzmittel einsetzen konnte, wie heute. Im 
Vergleich zu Morphium weist z. B. Fentanyl eine etwa 
100-fache Wirkstärke auf. Palliative Care ist die ethisch 
angezeigte Alternative zum assistierten Suizid. Diesen 
Standpunkt vertritt die Lehre der Katholischen Kirche.

Fraglich ist, ob die Organisation «The Last Resort» die 
Urteilsfähigkeit der Sterbewilligen und die Dauerhaftigkeit 
des Sterbewunsches abklärt bzw. eine Abklärung verlangt. 
Mit der Selbstmordkapsel ist sicher die Tatherrschaft gege-
ben, denn der Tod muss selbst und freiwillig herbeigeführt 
werden. Da die Selbsttötung mit «Sarco» ein ausserge-
wöhnlicher Todesfall ist, müsste der leichenbeschauende 
Arzt unverzüglich die zuständige Strafuntersuchungsbe-
hörde (Polizei oder Untersuchungsrichter) beiziehen. Meh-
rere Kantone haben den Betreibern des Sarco bei einem all-
fälligen Einsatz mit strafrechtlichen Konsequenzen gedroht.

Wie kalt wird es in der Selbstmordkapsel?

Nachdem der Knopf für die Selbsttötung gedrückt wur-
de, tritt nach ein paar Sekunden der Stickstoff unten aus den 
Entlüftungsöffnungen. Dann spürt die Person eine Kühle an 
den Füssen. Das Niveau des kalten Stickstoffs steigt dann 
sukzessive nach oben und verdrängt die Luft. Würde man 
den Stickstoff einfärben, gäbe es eine klare Scheidung zwi-
schen dem Stickstoff und der Luft. Die Frage ist, wie kalt 
dieser Stickstoff ist. Der Siedepunkt von flüssigem Stick-

stoff beträgt ‑196 °C. Das heisst, bei der Expansion muss er 
etwas aufgewärmt werden. Jedenfalls – man möge mir die 
Bemerkung angesichts des makabren Themas verzeihen – 
wäre es für Frauen wohl angezeigt, vor dem Einsteigen in 
die Selbstmordkapsel Winterstiefel und eine Winterjacke 
anzuziehen.

→   �Dieses Artikel erschien zuerst am 19. Juli 2024  
bei swiss-cath.ch. Er wurde aktualisiert.



Agenda 2024
Gebetsprozessionen in Zürich

9.30 Uhr Hl. Messe in der Pfarrkirche St. Anton, Zürich, 
Neptunstrasse 70, beim Kreuzplatz. In der Regel fin-
det der Gottesdienst in der Krypta statt, bitte allfällige 
Hinweise beachten, danach eucharistische Anbetung 
und Prozession zur Frauenklinik des Unispitals Zürich, 
Schluss ca. 11.50 Uhr.
	 26. Oktober 2024
	 30. November 2024

Gebetsprozessionen in Tübach (SG)

9.30 Uhr Hl. Messe in der Klosterkirche Tübach SG,  
Kloster St. Scholastika, Schulstrasse 38, danach Fahrt  
zur Frauenklinik des Kantonsspitals und Prozession, 
Schluss ca. 11.50 Uhr.
	 12. Oktober 2024	
	 09. November 2024
	 14. Dezember 2024

Gebetsprozessionen in St. Margarethen (TG) 
ACHTUNG, neuer Veranstaltungsort

9.30 Uhr Hl. Messe in der Kapelle Stiftung Mission 
Maria, Sedel 5, St. Margrethen (TG), danach Prozession 
um das kantonale Spital in Wil, Schluss ca. 11.50 Uhr.
	 26. Oktober 2024	
	 30. November 2024
	 28. Dezember 2024

Gebetsprozessionen in Bern, ital. Mission (BE)

9.30 Uhr Hl. Messe in der italienischen Mission, Bovet-
strasse 1, Bern, je nach Bewilligung der Stadtpolizei mit 
oder ohne Prozession, Schluss: 11.45 Uhr.
	 19. Oktober 2024	
	 23. November 2024
	 21. Dezember 2024

Weitere Gebetsveranstaltungen

Engelberg (OW): Kapelle des St. Josefshaus,  
Mühlegraben 2, jeden Montag um 18:00 Uhr.  
Gebet für die Kinder vor der Geburt und ihre Eltern.  
Auskunft: Sr. Verena Matter, Tel. 079 456 55 85

Dagmersellen (LU): Ölbergkapelle (Dorfzentrum – bei  
Drogerie Schlumpf Richtung Kreuzberg – auf Kreuz-
bergstrasse bis Waldrand), Kreuzweg der Ungebore-
nen, jeden letzten Mittwoch im Monat. Sommerzeit 
Beginn um 16:00 Uhr, Winterzeit Beginn um 15:00 Uhr. 
Auskunft: Urs und Trudy Meier, Tel. 062 756 28 22

Auskünfte zu allen Gebetsprozessionen

HLI-Schweiz, Tel. 041 710 28 48. Alle Daten und ein 
Übersichtsblatt finden Sie unter www.human-life.ch. 
Gerne senden wir Ihnen auch ein Flugblatt mit allen 
Daten des jeweils gewünschten Ortes zu.

Kurse für natürliche Empfängnisregelung 
(jederzeit aktualisiert unter www.iner.org)

Cham	 NER-Grundkurs als Tageskurs: 
Termin	 Samstag, 15.03.2025, 09:30 - 17:00 
Adresse	 6330 Cham
Veranstalter/	 myNER, Lisa und Rainer Barmet,  
Auskunft:	 041 780 95 33, lisarainer@myner.ch
Besonderes:	 Anmeldung erforderlich 
Kursgeld:	 CHF 250.–/Paar, CHF 200.–/Einzelperson
	 inkl. Nachbesprechung und Beratungs- 
	 angebot sechs Monate später
	 Vergünstigungen auf Anfrage

Wetzikon	 NER-Grundkurs als Tageskurs: 
Termin	 Samstag, 29.03.2025, 09:30 - 17:00 
Adresse	 8620 Wetzikon, Pfarreizentrum Heilig 
	 Geist, Langfurrenstrasse 10
Veranstalter/	 Karin und Fabian Rappo, 079 576 97 68, 
Auskunft:	 beratung@karinrappo.ch
Besonderes:	 Anmeldung erforderlich 
Kursgeld:	 CHF 250.–/Paar, CHF 200.–/Einzelperson
	 inkl. Nachbesprechung und Beratungs- 
	 angebot sechs Monate später
	 Vergünstigungen auf Anfrage

Fortlaufend neue Kurse, auch online. Details dazu unter: 
https://iner.org/de/erlernen/kurse/schweiz.html

Tag des Lebens von HLI-Schweiz:  
«Solidarität ja, aber zu welchem Preis?»

Samstag, 30. November 2024, 14 – 18:00 Uhr,  
Saal Liebfrauen, Weinbergstr. 36, 8006 Zürich

Themen: Solidarität in der obligatorischen Krankenkas-
se: Entwicklung, Zukunft. Solidarität am Beispiel der 
Covid-19-Impfung und der Geschlechtsumwandlung mit 
u.a. Prof. Konstantin Beck, dem Nebelspalter Journalis-
ten Alex Reichmuth, Prof. Pietro Vernazza (Podiumsge-
spräch), u.a. mehr.
Sie finden einen Flyer für die Tagung dieser Ausgabe des 
HLI-Reports beigelegt. Falls Sie mehr benötigen für die 
Bekanntmachung der Veranstaltung in Ihrer Umgebung, 
können Sie gerne weitere bestellen: 
office@human-life.ch, Tel. 041 710 28 48


